
i) Jö U 'if b ü B IJ, 4lO-U|( 1 ON-i) X, JS K. ,0 0? 

Informationsdienst dor Christlich-Demokratischen und Christlich- 
•Sozialen Union Deutschlands 

Redaktion und Vertrieb; Prankfurt/Main,Bettinastr. 64, Tel.77178/77906 
Herausgegeben von Bruno Eb'rningiraus-mit Genehmigung der Militärreg« 
Postsoheckkont::: Prai kfurt/iuain 39367, Bankkonto Hessische Bank 125737 
Frankfurt/Main, beide unter Arbeitsgemeinschaft CDU/CSU Deutschlands. 

Nro 31$ 3oJhrg, (0)   Frankfurt/Main, 15*2,1949*        Seite 1 

Die Information des'Tages s 

Inn^^oll tik 

Zu den Gebietsansprüchen der Wests taaten erklärte Ministerpräsident 
Arnold von Nordrhein-Westfalen auf eine Anfrage des ODU-Ab geordne ten 
Dr.o Leo Schwering7 dass einseitig verfügte Grenzveränderunge.n dem 
feierlich verkündeten SelbstBestimmungsrecht der Völker widersprechen. 
Die Grenzen der Zukunft sollten verbinden, aber nicht trennen* 

Mit 37 SPD-Stimmen gegen 5 Stimmen der SSW bei Stimmenthaltung der ODU 
nahm der schleswig-holsteinische Landtag ein Gesetz über Landabgabe 
und Enteignung zur Bodenreform an* (&C«,t cj**, w^tU*. o^J^x^i , 

Der erwuit^rtc Landesausschuss der CDU Südbadens, hat nach mehrstündi- \ 
ger Sitzung dem Staatspräsidenten Wohle!) und seinen Ministern das Ver- 
trauen ausgesprochene      % n 

Persönelles (&^ %\H fc^i,K^ . Q^J^ { CJ^ A*Q*4 

Für den verstorbenen CDU-Abgeordneten Landrat Dingeldey ernannte die 
GDU-Praktion des hessischen Landtages den Angestellten Peter Keller 
(Dieburg) zum Nachfolger* 

abgeordneter Bürgermeister a*D« Petersen (CDU) hat sein Mandat in der' 
Hamburger Bürgerschaft aus beruflichen Gründen niedergelegt» 

Der Ortsausschuss der Zentrumspartei in Essen*Bredeney hat den Aus- 
schluss Dr* Spieckers aus der Zentrumspertci beschlossen. 

Der bizonale Verwaltungsrat hat d^r Auffassung des Direktors der 
Verwaltung für Arbeit zugestimmt; dass die Sieben-Tage-Arbeitswoohe 
aozulennon seic. Höchstens in besonderen Fällen könnte\eine verlängerte 
Arbeitszeit erwogen werden« 

Der Direktor der Verwaltung für icrbelt, Änton Storch (CDU)kündigte in 
Bochum die baldige Vorlage eines Kündigungsschutzge setze's anf das er 
als Voraussetzung für die Aufhebung aller einschränkendeil Bestimmun- 
gen der Arbeitsplatzwechsel" cror^ung bezeichnete. 

Aus den Parteien 

Der englische Zivilgcuverneur von Niedersachsen hat es abgelehnt, der 
Deutschen Union'' die Lizenz zu erteilen, da bisher keine Klarheit 

über Absicht und Ziele dieser Organisation zu erlangen war. Vor, allem 
sei nicht zu erkennen, ob die »Deutsche Union» eine Partei sein7 wolle, 
oder was sie mit der Bezeichnung "überparteiliche Organisation" meine. - 
5?1 °lriQ*; Pöiegiertentagung der "Deutschen Union" in Koblenz wurde1 

die Gründung einer Landesv«,reinigung Ehe inland-Pfalz beschlossen. 
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Tagung des. Landeeaueschusses Hamburg 

In  einer  Sitzung de Bundesvorstandes  der CDU Hamburg erstattete  der I.Vor- 
sitzende,   Direktor Sfcnarnberg5' einen Bericht über tte politische Lage. 
Von  der Arbeit  in Frankfurt   um den  Lastenausgleich  ausübend,  behandelte 
er  die  Dringlichkeit   einer Steuersenkung und  das Proolem der Kapitalbil- 
dunp/zur  allgemeinen Wirtschaftslage betönte Direktor  Seharnberg,   daß 
die Beurteilung der DM im Ausland heute wesentlich günstiger#sei als noch 
vor einigen Monaten.   Fairer Wettbewerb  müsse  die  Leitung weiter erhöhen. 
Der Betriff der Verantwortung müsse  in Wirtschaft sirreisen wieder  zu Ehren 
kommen.  Dagegen müsse  der Ruf nach'Sicherheit   von  Seiten der Vermögenden 
einer freudigeren»Übernahme von Risiko welchen,  Es sei notwendig,  eine 
Svnthese  zwischen Autoritär und Freiheit  zu finden,   »'Sozialer werden"  sei- 
in  jeder Beziehung wichtig,   damit  wir  nicht  von einer  .^azi- m eine kommu- 
nistische  Diktatur  fallen.  Auf M :;•   Arbeit  des Parirrnontarisehen H-tes  ein- 
gehend bedauerte  er,   daß  die  Arbeit  des Wahlrechtsausochnsses ^eohelB^ 
lieh wenig'Hoffnung auf ein Zweiparteiensystem lasse. J:?. rrhin bedauerte 
Scharnberl die Uneinigkeit  der Parteien  rechts  de-  SPD,. Anschließend wies 
er  auf die   außenklitische  Lage  hin.   Direktor  Seharnberg  schloß mit  dem 
^.nweis   auf  die  Dichtigkeit   der Bundestagswahlen  und  eines  Sieges  der  CDJ. 

Berichte der Abgeordneten Wilken über die Praktionsarbuit der Bürgerschafts- 
fraktion der Hamburger CDU und Groth über die Zusammenarbeit rut dea Vor- . 
band der  Grundstückeigentümer beschlossen die   Landosausschußsitzung. 

Sozialpolitik; 
Für  energische  Förderung  des Wohnungsbaues 

In Württemborgisoh-Badisobon  Landtag legte  Abg.   Dr.Hering (COT)   einen 
Initiativ-G-esetzentwurf vor,   der u.a.."für die Erbauer von Wohnungen mit 
einer Nutzfläche  von mehr  als  45  qm zur Deckung der unrentierlichen^Bau- 
kosten einer  verlorenen Zuschuß von  durchschnittlich DM 5ooo.- vorsieht. 
Dr.Hering forderte  weiter;   daß Wohnungen,   die   ohne   staatlichen Zuschuß 
gebaut  werden,   von  jeder Xwangsbewirtschaftung  ausgenommen werden  sollen. 
fiaoh dem vor -elegt'en Entwurf können   ferner die Mieten  den Kosten angepaßt 
werden*  Ein weiterer CDU-Antrag  ersucht  den   landtag,   im Rechnungsjahr 

•040/50  alle  verfügbaren   Staatsmittel  wr.itgehend   für  die   Instandsetzung 
zerstörter Wohnungen,   für den  Hau neuer Wohnungen und  für die- Schaffung  • 
von  Schulräumen  zu verwenden.   In   der  gx   Sen   Aussprache  warf Abg.  Heurich 
(CDU)   der Staatsregierung mangelnde   Initiative   im Gegensatz  zur bayerischen 

.und hessischen Staataregierung,vor*<  Dr.HHring verlangte,   daß die Bereit- 
stellung  für  den   sozialen Wohnungsoai;  beschleunigt werde.  Er  forderte; 
"Nicht  zu  vieüe Ausschüsse!  Wir müssen hasdein*1'  Drerring versprach sich 
eine  Steigerung der Wohnungsbautatigkeit  d^;,;;.  eine  vernünftige Beziehung 
zwischen Baukosten  und  Mieten,   deren  gegenwärtige Höhe  imVertoltnia zu 
früher er  als  zu niedrig ansieht,  Br.s 3   sich ferner fur eine Brhdhung 
der Altmieten  aus und   sehlug vor,   die  derart   erzielten Borage der Neu-       . 
finanzierung  zuzuführen.   Die weitere   Beratung.do? iUigoiegonhorc  vurde 
einem Ausschuß überwiesen,   der urrverfcw-licb  mvc   aer    -rbe;.-;  beginnen und 
dem Landtag  alsbald  konkrete  Vor sohlte   arröerbrei üon  seif., 

- 3  - 



# 

^V"-'3&*fe^& *Cü) --••• • ü .0. Seit©  3 

Innenpolitik 
Büroraum für 5000 Menschon 

Auf eine Anfrage   dos  CDU-Abgeordneten  Hagge   im Sohleswi^-Ho]steininchen 
Landtag gab Minister Kabor bekannt,   daß   die  Lard'isre^rung und  die  Lan- 
desverwaltung insgesamt   1052 Räume  mit   einer  nutzbaren  Flüche von  25^76  qm 
in  Anspruch nehmen.   Diese Auskunft  beleuchtet   schlagartig die Notwendig- 
keit   des von der CDU nachdrücklich  geforderten Bf/hördena^batieB.   Sie be- 
weist,   daß für diese Forderung nicht nur finanzielle Gründe maßgebend sjnd. 
sondern ebenso gewichtige Gründe  der Raumverteilung innerhalb der  schwer 
zerstörten Stadt.   Bei  einem Durchschnittssatz von  etwa 5  am Wohnnnaum.~ 
der^in Schleswig-Holstein pro Kopf der Bevölkerung  eingenommen wird,   ent- 
spricht  der von der Landesregierung allein in Anspruch genommene 'Büroraum 
dem Wohnraum von  5000 Menschen,   Deutlicher kann  die  Notwendigkeit   dos   Ab- 
baues  des  aufgeblähten Verwaltungsapparates nicht   illustriert werden. 

m— .. •_ 
Trpz ialpolitik__ 

"Unabhängiger Arb eitnohmerve rb nndff  $a Harmover 

Zu Unserer Nachricht  über  die  Gründung des   "Unabhängigen Arbeitnehmer- 
Verbandes"   m Hannover   (Informationsdienst  Fr627 vom 9.Februar 1949)   teilt 
uns Direktor Storch von  der  Verwaltung für Arbeit  mit,   daß  diese  Weuprün-- 
dung keinesfalls  als  Nachfolger dor  Christlichen  Gewerkschaften bezeichnet 
werden könne.   Hinter der Neugründung stehe   eine  Gruppe von Arbeitern,   die 
in   ihrem Leben noch nichts  mit  den Gewerkschaften  zu tun hatten.  Koines- 
falls wurden  diese  Bestrebungen von  ehemaligen  dfcrietlicdbKJn Gewerkschaft- 
lern  gestutzt,   - Zur Person   des  Gründers  dos  "Unbahangigen  Arbeitnehmer- 
Verbandes%   des Arbeitersokretprs  Unruh,   wird bekannt,   daß dieser aus dem 
Osten nach dem Westen  gekommen   ist.   der SPD  angehörte,   in Bückeburg Sekre- 
tär der  Industrie-Gewerkschaft  Bau wurde,   eines Tages  aber  entlassen werden 
mußte,   u.a.  weil  ihm Unregelmäßig:      t  A  in  seiner Eigenschaft   als Vorsit- 
zender der Arbeiterwohlfahrt  Biic! vorgeworfen wurden,   die im Februar 
1948  auch, zu  seinem Ausschluß   sue  der  SPD  führten.  Diese  Charakteristik 
T&weist  zur Genüge,   daß Unruh *cdoi   das moralische Recht noch die Initi- 
ation besitzt,   sich als Vertreter  oder Wortführer der  christlichen  Arbei- 

ter aufzuspielen.  Der  »Unabhängige   ^rboitbehmor-Verband" kann  somit  auch* 
nicht   als Nachfolger  der  Christlicher:  Gewerkschaften  a-gesprocho-  werden. 

h   #vAUt   2v»X £UWt;   (^     dh*    W^AÄfw*v^ *!&*i*dU». 
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